Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 6. — 


(Nr. 2423.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 15. Dezember 1843., den Tarif zur Erhebung 
der Abgabe für die Benutzung der Oderſchleuſen bei Coſel, Brieg, Ohlau 
und Breslau betreffend. 


Sie erhalten anliegend den mit dem Berichte vom 29. v. M. eingereichten 
Tarif zur Erhebung der Abgabe fuͤr die Benutzung der Oderſchleuſen bei Coſel, 
Brieg, Ohlau und Breslau, von Mir vollzogen, zuruͤck, um denſelben durch 
die Geſetzſammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 15. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Finanzminiſter v. Bo delſchwingh. 


Er 
nach welchem die Abgabe für Benutzung der Oderſchleuſen bei 
Coſel, Brieg, Ohlau und Breslau zu erheben iſt. 


E. wird entrichtet, ſo oft eine der genannten Schleuſen paſſirt wird, bei 
jeder Schleuſe: l 
A. von einem Schiffsgefaͤß 
1) bei einer Tragfaͤhigkeit von mehr, als 600 Zentnern 1 Thlr. 
2 4 7 7 42 7 7 500 7 
4 N De ag 600 Jace „„ 25 Sgr. 
3) bei einer Tragfaͤhigkeit von mehr, als 400 Zentner 
) gf bis auh 500 anne „ 20 
A) bei einer Tragfaͤhigkeit von mehr, als 300 Zentner 
N sieh bis a0 400 ni sei 
5) bei einer Tragfähigkeit von mehr, als 200 Zentnern 
die bis einſchließlich 300 Zentner = ʒ⸗ 10 
6) bei einer Tragfaͤhigkeit von nur 200 Zentnern, ober 
we 


— res 
Befinden fih auf den größeren Schiffsgefaͤßen (1 — 5), außer deren Zu⸗ 
behoͤr und außer den Mundvorraͤthen fuͤr die Bemannung an ſonſtigen Sachen 
nur zwei Zentner, oder weniger, ſo werden bei jeder Schleuſe 
a. von den zu A. 1. 2. und 3. bezeichneten Gefaͤßen nur 10 Sgr. 
b. A. 4. und 5. bezeichneten nun rtr 7 6 Pf. 
erlegt. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1844.) 


B. von geflößtem Holze, und zwar: 

1) von Stammholzfloͤſſen, für jedes Stuͤck Stammholz, 
welches das Floß bildet, oder ſich auf demſelben befindet, 
ſofern die Stuͤckzahl 10. oder mehr betraͤgt 

für ein Stammholzfloß von weniger, als 10 Stuͤcken, 
ohne Ruͤckſicht auf die Stuͤck zahl 

Befinden ſich auf den Stammholzfoͤſſen nicht blos die, 
zum Betriebe der Floͤſſerei erforderlichen Sachen, die 
Mundvorraͤthe fuͤr die Bemannung, oder Stammhoͤlzer 
(welche letztere dem vorſtehend zu B. 1. erwahnten Satze 
unterliegen), ſondern dienen jene Floͤſſe zur Befoͤrderung 
von Klafterholz, Scheitholz oder andern kleinen Hoͤlzern, 
oder uͤberhaupt von andern Gegenſtaͤnden, ſo werden fuͤr 
daR beladene Tafel neben der Abgabe zu B. 1. 10 : —* 

erlegt. 

2) von Be Klafterholze, Scheitholze und andern kleinen 
Hoͤlzern, welche im Kiepenverbande, oder in einem ſonſti⸗ 
gen Verbande befördert werden (Mataͤtſchen) für jedes 
Floß, es mag daſſelbe aus einer Tafel oder zwei Ta⸗ 
feln (Gang) ENT 

Hat ein ſolches Floß uͤberhaupt nur eine Laͤnge von we⸗ 
niger als 48 Fuß und zugleich nur eine Breite von we⸗ 
niger als 8 Fuß, fo werden für daſſelbe nur. 10 = —⸗ 


gezahlt. 
Befreiungen 
Die Abgabe wird nicht erhoben: 

1) von Schiffsgefaͤßen, oder Floͤßen, welche Staatseigenthum ſind, imgleichen 
auf Vorzeigung von Sreipäflen, von Gefäßen, welche für unmittelbare Rechnung 
des Staats Gegenſtaͤnde befoͤrdern, und auf denen ſich, außer deren Huben 
und außer den Mundvorraͤthen fuͤr die Bemannung, an andern Gegenſtaͤn⸗ 
den nichts, oder weniger, als zwei Zentner befinden; 

2) von Fiſcherkaͤhnen, Fiſchdroͤbeln, Gondeln, Anhängen, Handkaͤhnen und aͤhn⸗ 
lichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Frachtbefoͤrderung 
nicht beſtimmt ſind, wenn ſie keinen beſondern Aufzug erfordern. 

uſñtzliche Beſtimmungen. 8 

1) Der Fuͤhrer eines Schiffsgefaͤßes, oder Floſſes hat, nach vorgaͤngiger Mel⸗ 
dung beim Schleuſengeldempfaͤnger, die Abgabe vor der Einfahrt in die 
Schleuſe zu erlegen. N 

Bei der Verwaltung und Erhebung der Abgabe finden die Beſtimmungen der 
Steuerordnung vom 8. Februar 1819. SS. 56. bis einſchließlich 59. Anwendung. 

2) Wer es unternimmt, der Entrichtung der Abgabe durch unterlaſſene, oder 
unrichtige Meldung, oder ſonſt auf irgend eine Art ſich ganz oder theilweiſe 
zu entziehen, entrichtet außer dem vorenthaltenen Abgabenbetrage, das Vierfache 
deſſelben, mindeſtens aber einen Thaler, als Strafe. 

Bei der Beſtrafung und beim Verfahren wider die Angeſchuldigten fin⸗ 
den die §§. 64. 83. 84 86. 88. bis einſchließlich 93. und der §. 95. der unter 
1. gedachten Steuerordnung, ſo wie die Deklaration des §. 93. vom 20. Ja⸗ 
nuar 1820. Anwendung. a 

Die 


— Sgr. 9 Pf. 
eee ee 
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Die durch Kontraventionen verwirkten Strafen werden fo verwendet, wie 
es bei Kontraventionen gegen die Steuergeſetze vom S. Februar 1819. und 
30. Mai 1820, geſchieht. 

Charlottenburg, den 15. Dezember 1843. 
S. Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 


- (Nr. 24249 Allerhöchſte Kabinets order vom 3. Januar 1844., die Erhebung der Schiffahrts⸗ 
e Abgaben in den Städten Königsberg und Elbing betreffend. 


Js beſtimme auf Ihren Bericht vom 26. v. M., daß die zur Erhebung der 
Schiffahrtsabgaben in den Staͤdten Koͤnigsberg und Elbing unter dem 18. Ok⸗ 
tober 1838. vollzogenen Tarife auch für das Jahr 1844. ihre Guͤltigkeit behal⸗ 
ten ſollen, und beauftrage Sie, dieſen Befehl durch die Geſetz-Sammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 3. Januar 1844. : j 

Friedrich Wilhelm. 

An den Staats- und Finanzminiſter v. Bo delſchwingh. 


Kr. 24250 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. Januar 1844., betreffend die Aufhebung des 

527. red A Erbrechts derjenigen Zuchthäuſer und Korrektionsanſtalten auf den Nach⸗ 

ar laß der in denſelben verſtorbenen Sträflinge oder Korrigenden, welche 
für Rechnung der Staatskaſſe verwaltet und unterhalten werden. 


is Ihrem Antrage in dem Berichte vom 10. v. M. will Ich das Erb: 
recht, welches einzelnen Straf- oder Beſſerungs-Anſtalten nach provinzialrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen oder beſonderen Reglements auf den Nachlaß der in 
denſelben verſtorbenen Straͤflinge oder Korrigenden zuſteht, in Betreff derjeni⸗ 
gen Zuchthaͤuſer und Korrektionsanſtalten, welche für Rechnung der Staats⸗ 
Kaſſe verwaltet und unterhalten werden, 180 aufheben und Sie ermaͤch⸗ 
tigen, die auf ſolche Erbſchaften ſich beziehenden Einnahmen von den Etats der 
Auſtalten abſetzen zu laſſen. Den gedachten Anſtalten bleibt jedoch das Recht 
vorbehalten, die Koſten des Unterhalts der in denſelben verſtorbenen Straͤflinge 
oder Korrigenden, ſoweit ſolche nicht durch deren Arbeiten erſetzt worden ſind, 
als eine Schuld aus dem Nachlaſſe zuruͤckzufordern. Die gegenwaͤrtige Order 
iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 8. Januar 1844. } N W. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bo delſchwingh und Grafen v. Arnim. 


(Nr. 242659 es des mn. ar Se Statuten der Berlin-Stettiner 
1 7,20. Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend die Anlage einer Zweigbahn von Stettin 
a, Act fi. nach Stargard. Vom 26. Jauuar 1844. 


Wir Beier ile, den Gatte Gnoben, Ani, von 
reußen ꝛc. ꝛc. 
Nachdem die zunaͤchſt zur Errichtung einer Eiſenbahn von Berlin nach 


(Nr. 2423 — 2426.) Stettin 


ER 


Stettin zuſammengetretene, unterm 12. Oktober 1840. von Uns beftätigte Berlin⸗ 
Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗Verſammlung vom 26. Mai v. J. 
die Anlage einer Zweigbahn von Stettin nach Stargard, als eines integriren⸗ 
den Theils ihres bisherigen Unternehmens, ſo wie die Erhoͤhung des urſpruͤng⸗ 
lich zu 2,724,000 Thalern angenommenen Aktienkapitals um den Betrag von 
1,500,000 Thalern beſchloſſen hat, wollen Wir hierdurch ſowohl zur Anlage 
der obengedachten Eiſenbahn von Stettin nach Stargard, als auch zu der vor: 
erwaͤhnten Erhoͤhung des Aktienkapitals Unſere landesherrliche Genehmigung 
ertheilen, und den anliegenden, auf Grund der in der General⸗Verſammlung 
vom 26. Mai v. J. gefaßten Beſchluͤſſe ausgefertigten Nachtrag zu den Sta⸗ 
tuten der Berlin: Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in allen Punkten beſtaͤtigen. 
Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, nament⸗ 
lich diejenigen uͤber die Expropriation, auch auf das obengedachte Unternehmen 
einer Zweigbahn von Stettin nach Stargard Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwaͤrtige Beſtaͤtigung und Genehmigung ſoll nebſt dem Nachtrage 
zu den Geſellſchaftsſtatuten durch die Geſetz-Sammlung bekannt gemacht werden. 

Gegeben zu Berlin, den 26. Januar 1844. g 

S. Friedrich Wilhelm. 
Muͤhler. v. Bodelſchwingh. 


Nachtrag 


zu den Statuten der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, bes 
treffend die Anlage einer Zweigbahn von Stettin nach Stargard. 


1) Di Berlin » Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft nimmt die Anlage einer 
Eiſenbahn von Stettin e e in das bisherige Unternehmen mit auf, 
ſo daß die Eiſenbahn von Stettin nach Stargard als ein integrirender Theil 
der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn fortan angeſehen werden ſoll. 

2) Zur Deckung der Koſten der Bahnſtrecke von Stettin nach Stargard, 
der noch zum völligen Ausbau der Berlin⸗Stettiner Bahnſtrecke und Beſchaffung 
der dazu gehörigen Betriebsmittel erforderlichen Summen, fo wie zur Beſchaffung 
eines Beſtandes fuͤr außerordentliche Faͤlle ſollen Eine Million Fuͤnfmal Hundert 
Tauſend Reichsthaler Berlin Stettiner Eiſenbahnaktien Litt. A. kreirt werden. 

3) Auf Hoͤhe von Einer Million Dreihundert Zwei und Sechzig Tauſend 
Thalern ſoll jedem Aktionair freiſtehen, 50 pro Cent ſeines Aktienkapitals zu zeich⸗ 
nen, und zu dem pari-Kourſe entgegen zu nehmen. = 

4) Ueber den Ueberreft von Einhundert Acht und Dreißig Tauſend Thalern 
und uͤber das, was etwa durch freiwillige Aktienzeichnungen nicht aufgebracht 
wuͤrde, ſoll zum Vortheile der ganzen Geſellſchaft disponirt werden. 

5) Die hierauf bezuͤglichen und fonftigen ſpeziellen Modalitaͤten, wie bei die⸗ 
ſer Emittirung der Aktien zu verfahren, ſollen — mit Ausnahme des Punktes 
ad 4. — dem Direktorio, die Ausfuͤhrung der Maaßregel ad 4. aber dem Direk⸗ 
torio mit Genehmigung des Verwaltungsrathes uͤberlaſſen bleiben. 


— — . — —— 


